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Neues zur Grunder-
werbsteuer für sog.
Share Deals

Die Erlasse zur Anwendung der grunderwerbsteuerlichen Börsenklausel
und die Stellungnahme des Finanzausschusses des Bundesrates zum Jah-
ressteuergesetz 2022 enthalten neue wichtige Erkenntnisse für sog.
Share-Deals.

Die sog. Börsenklausel begünstigt unter gewissen Voraussetzungen Anteils-
eignerwechsel an grundbesitzenden Kapitalgesellschaften. Zu praxisrelevan-
ten Anwendungsfragen haben sich nun die obersten Finanzbehörden der
Länder in einem gleichlautenden Erlass vom 4. Oktober 2022 (veröffentlicht
am 25. Oktober 2022) geäußert. Zudem hat der Finanzausschuss des Bun-
desrates in seiner Stellungnahme vom 17. Oktober 2022 u.a. empfohlen, die
Aufhebung des Bescheides gemäß § 1 Abs. 3 und Abs. 3a GrEStG im Falle ei-
nes zeitlichen Auseinanderfallens von Signing und Closing antragsgebunden
auszugestalten, wodurch dieser an enge Voraussetzungen geknüpft werden
soll.

Erlass zur Börsenklausel des § 1 Abs. 2c GrEStG
Neben der Erweiterung der Haltefristen auf 10 Jahre, der Absenkung der Beteiligungs-
grenzen auf 90 Prozent und der Einführung einer Neuregelung für Anteilseignerwechsel
an grundbesitzenden Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 2b GrEStG) hat der Gesetzgeber
mit der Grunderwerbsteuerreform auch eine sog. Börsenklausel (§ 1 Abs. 2c GrEStG) bei
den sog. Share-Deal-Regelungen geschaffen. Danach sollen bestimmte Übergänge von
Anteilen an Kapitalgesellschaften außer Betracht bleiben.
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Gemäß § 1 Abs. 2c GrEStG bleiben Anteilsübergänge für Zwecke des § 1 Abs. 2a und
Abs.  2b GrEStG außer Betracht,

• die zum Handel an einem im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder
einem anderen Vertragsstaat des EWR betriebenen organisierten Markt nach § 2
Abs. 11 des WpHG oder einem als gleichwertig anerkannten Drittlandhandels-
platz zugelassen sind,

• soweit der Anteilsübergang auf Grund eines Geschäfts an diesem Markt oder ei-
nem Dritthandelsplatz oder einem multilateralen Handelssystem i.S.d. Art. 2 Abs.
1 Nr. 14 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 erfolgt.

Gemäß dem neuen Erlass ist § 1 Abs 2c GrEStG mit dem Inkrafttreten des Grunder-
werbsteueränderungsgesetz 2021 am 1. Juli 2021 in allen offenen Fällen anzuwenden
(GLE 29.6.2021, BStBl I 21, 1006, Tz 1), d.h. Steuerpflichtige können sich auch bereits
für Gesellschafterwechsel nach § 1 Abs. 2a GrEStG vor dem 1. Juli 2021 auf die Bör-
senklausel berufen. Eine Übergangsvorschrift zur Börsenklausel i.S.d. § 1 Abs 2c
GrEStG fehlt.

Die obersten Finanzbehörden der Länder haben sich nun in ihren gleichlautenden Er-
lassen zu einer Reihe von Anwendungsfragen in Bezug auf § 1 Abs. 2c GrEStG geäu-
ßert. Nachfolgend sind die wesentlichen Aussagen dargestellt:

• Die Börsenklausel erfasst sowohl den unmittelbaren als auch den mittelbaren An-
teilsübergang an einer grundbesitzenden Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 2b Satz 1
GrEStG). Damit ist auch der Übergang von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft,
die an einer grundbesitzenden Personen- oder Kapitalgesellschaft unmittelbar
oder mittelbar beteiligt ist (§ 1 Abs. 2a Satz 3 bis 5 oder § 1 Abs. 2b Satz 3 bis 5
GrEStG) grundsätzlich gemäß § 1 Abs. 2c GrEStG begünstigt.

• Unter § 1 Abs. 2c GrEStG fallende Kapitalgesellschaften sind die AG, die KGaA
und vergleichbare ausländische Kapitalgesellschaften, deren Anteile an Wertpa-
pierhandelsplätzen zugelassen werden können, da es sich bei diesen Anteilen
regelmäßig um Aktien handelt (z.B. §§ 8 ff. AktG). Dagegen sind Wertpapiere, die
sich lediglich auf die Anteile an einer Kapitalgesellschaft beziehen, ohne das
Eigentum an diesen Anteilen zu vermitteln, keine Anteile i.S.d. § 1 Abs. 2c
GrEStG (z.B. American Depositary Receipts (ADR)).

• In Deutschland stellt der regulierte Markt an einer Börse einen begünstigten orga-
nisierten Markt nach § 2 Abs. 11 WpHG dar. Keine organisierten Märkte in diesem
Sinne sind multilaterale Handelssysteme (MTF). In Deutschland stellt der Freiver-
kehr ein MTF dar (§ 48 BörsenG).

• Die von der EU-Kommission anerkannten Dritthandelsplätze i.S.d. § 1 Abs. 2c
GrEStG sind nach der Interpretation der Finanzverwaltung derzeit nur geregelte
Märkte mit Sitz in den USA, Hongkong und Australien. Damit sind explizit Börsen
in der Schweiz, in Großbritannien und Nordirland nicht erfasst. Allerdings weist
der Erlass darauf hin, dass sich der Kreis der begünstigten Dritthandelsplätze
ändern könne und daher der jeweilige Stand für den relevanten Besteuerungszeit-
punkt stets zu prüfen ist.

• Zudem sind die erstmalige Ausgabe von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft bei
Börsengang (sog. IPO), die Ausgabe neuer Anteile in Folge einer Kapitalerhöhung
und die Wertpapierleihe bzw. das Wertpapierdarlehen oder das Wertpapierge-
schäft keine Geschäfte an einem Markt und somit nicht gemäß § 1 Abs. 2c
GrEStG begünstigt.
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• Da Anteilsübergänge i.S.d. § 1 Abs. 2c GrEStG bei der Ermittlung des Vomhun-
dertsatzes nicht zu berücksichtigen sind, besteht mangels Tatbestandsverwirkli-
chung des § 1 Abs. 2a und Abs. 2b GrEStG keine Anzeigepflicht, sofern unter
Berücksichtigung von § 1 Abs. 2c GrEStG die maßgebliche Schwelle von 90%
nicht erreicht wird.

• Der Gleichlautende Ländererlass ist auf alle offenen Fälle anwendbar und enthält
insbesondere in Bezug auf einschränkende Auslegung durch die Finanzverwal-
tung keine Vertrauensschutzregelung.

Handlungsempfehlung: Unter Berücksichtigung der engen Anforderungen der Finanz-
verwaltung an die Anwendung der Börsenklausel des § 1 Abs. 2c GrEStG bleibt wei-
terhin die Dokumentation der Anteilsübertragungen an der Börse eine große Heraus-
forderung. Hierfür sind geeignete (digitalisierte) Prozesse aufzusetzen.

Doppelbesteuerung bei Signing und Closing?

Der Finanzausschuss des Bundesrates greift in seiner Stellungnahme u.a. das
umstrittene Anwendungsverhältnis zwischen § 1 Abs. 2a und Abs. 2b GrEStG einer-
seits und § 1 Abs. 3 und Abs. 3a GrEStG andererseits auf, aus dem sich im Falle eines
Auseinanderfallens von Signing und Closing eine zweimalige Besteuerung desselben
Rechtsvorgangs ergeben kann. Der Grund hierfür liegt darin, dass der Tatbestand des
§ 1 Abs. 3 und Abs. 3a GrEStG bereits mit Signing erfüllt ist, während § 1 Abs. 2a
und Abs. 2b GrEStG erst im Zuge des Closings verwirklicht werden. Somit greift der
gesetzliche Vorrang des § 1 Abs. 2a und Abs. 2b GrEStG in diesen Fällen erst zeitlich
nachgelagert.

Die Finanzverwaltung hat sich in ihren neuen Erlassen zu § 1 Abs. 2a und Abs. 2b
GrEStG vom 10. Mai 2022 nicht ausdrücklich zu den Korrekturvorschriften im Hin-
blick auf die Festsetzung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 3 oder Abs. 3a GrEStG
geäußert. So blieb unklar, ob die Festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung
erfolgen und nach erfolgter Festsetzung gemäß § 1 Abs. 2a bzw. 2b GrEStG wieder
aufgehoben werden soll, soweit Grundstücksidentität besteht.

Der Verfahrensablauf soll auf Empfehlung des Finanzausschusses des Bundesrates
nun in dem neuen § 16 Abs. 4a GrEStG gesetzlich normiert und die Aufhebung der
Festsetzung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 3 oder Abs. 3a GrEStG antragsgebunden
ausgestaltet werden. Die Antragsberechtigung soll jedoch an die folgenden, engen
Voraussetzungen geknüpft werden:

• „Die Vorschrift des Absatzes 4a gilt nicht, wenn einer der in § 1 Absatz 3 Num-
mer 1 oder Nummer 3 oder in § 1 Absatz 3a oder in § 1 Absatz 2a oder Absatz
2b bezeichneten Erwerbsvorgänge nicht fristgerecht und in allen Teilen vollstän-
dig angezeigt (§§ 18 bis 20) war.

Die Einführung einer Ablaufhemmung soll den Fristablauf für die Festsetzung nach
§ 1 Abs. 2a und Abs. 2b GrEStG hindern (§ 16 Abs. 4a S. 2 GrEStG).

Die Empfehlung des Finanzausschusses des Bundesrates stellt also eine spürbare
Verschärfung des GrEStG für sog. Share Deals dar. Die ohnehin knapp bemessene
Anzeigefrist des § 19 Abs. 3 GrEStG (2 Wochen für inländische Steuerschuldner bzw.
1 Monat für ausländische Steuerschuldner) stellt in der Praxis in der Regel eine Her-
ausforderung dar. Vor diesem Hintergrund würde sich aus der vorgeschlagenen Re-
gelung ein erhebliches Risiko der doppelten Besteuerung desselben Rechtsvorgangs
ergeben.
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Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass sich im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens noch Änderungen ergeben können. Vorliegende Ausführungen basieren auf der
Stellungnahme des Finanzausschusses des Bundesrates vom 17. Oktober 2021 (BR-
DS 457/1/22). Aufgrund der Erfahrungen in der Vergangenheit bleibt die finale Ver-
abschiedung in Bundestag und Bundesrat abzuwarten.

Handlungsempfehlung: Vor dem Hintergrund der möglichen Auswirkungen der ge-
setzlichen Änderungen sollten geplante Transaktionen genau geprüft und die Entwick-
lung der Gesetzeslage überwacht werden. Zur fristgerechten Erfüllung der Anzeige-
pflichten sollten diese bereits frühzeitig erstellt werden.
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